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I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

Verkündet

{ , pi . . . ..am 18° *ebl° 196O— Beklagten ua Rev1310nsklagers,

gegen

Kläver u° Bevisionsbekla7ten„b 5
,

Prozeßbevollmächtigte:

hat der 8„ Senat des Bundessozialgerichts

’éuf die mündliche Verhandlung vom 18„ Februar

1960, an der mitgewirkt haben

Senatspräsident S t e n g e 1
als Vorsitzender,.

Bundesrichter * Dr„ N e u h a u s und

Bundeerichter Pxe t e r s ne
als weitere Berufsrichter9

Bundeseozialrichter Dr° M a u d @

Bundessozialrichter 0 b e r t h u

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das

Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—
Westfalen in Essen vom 180 September 1957

äufgehoben und die Sache zur erneuten verhand—
lung und Entscheidung an dieses Gericht zurück—

Verwiesen°

Von Rechts wegen„
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Der Kläger war während seines Wehrdienstes in der Zeit

vom 14° Juni 1942 bis zum 25° Februar 1943 in der Orthopä—
dischen Abteilung des Reservelazaretts H entsprechend

der dort und schon vorher im Reservelazarett U‘ nach

Durchleuchtung gestellten Diagnose auf Kompressionsbruch

des 40 Lendenwirbéls im Sinne einer Kümmel'schen Erkran—

kung behandelt worden° Im Juni 1943 beantragte er7 ihm

wegen dieses Leidens Versorgung zu gewähren? da es auf

einen im Jahre 1940 beim Geschützabladen erlittenen Un—

fall zurückzuführen sei, dem er seinerzeit trotz anschlie—

Bender Beschwerden keine Bedeutung beigemessen habe°

Nach weiterer wehrmachtärztlicher Beurteilung erkannte

das damalige Wehrmachtfürsorge— und Versorgungsamt Mi

mit Bescheid vom 150 November 1945 "Zustand nach Bruch

der Wirbelsäule" als Wehrdienstbeschädigung ano Am 239

August 1950 erteilte die Landesversicherungsanstalt West—

falen eine "Benachrichtigung", in der derselbe Leidens—

zustand auch nach der Sozialversicherungsdirektive (BVD)

Nr„ 27 anerkannt und eine entsprechende Rente gewährt

wurde° Das Leiden wurde schließlich durch Bescheid vom

50 Februar 1952 auch nach dem Bundesversorgungsgesetz

(BVG) als Schädigungsfolge mit einer Minderung der Er—

werbsfähigkeit (MdE.)_um 50 Van anerkannto Dieser Aner—

kennung gingen zwei ärztliche Untersuchungen voraus° ‘

Vährend der Facharzt für Chirurgie Dr° H1 V in sei—

nem am 280 September 1950 nach Anfertigung von Röntgen—

aufnahmen erstatteten Gutachten einen Zustand nach Bruch

des 5„ Lendenwirbels und des 10 Kreuzbeinwirbels fest—

stellte und der ärztliche Dienst der Landesversicherungs—

anstalt sich dem anschloß, kam ein am 230 November 1951

von dem Facharzt für Orthopädie Dr„ w: ' erstatte—
tes Gutachten zu dem Ergebnis„ daß es sich bei dem Kläger

um eine anlagcbedingte Wirbelsäulenverbiegung handele°

Mit Datum vom 29" Dezember 1952 erteilte die Versorgungs—
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verwaltung einen Berichtigungsbescheid, in dem unter

Bezugnahme auf Ziffo 27 der Sozialversicherungsanord—

nung (SVA) Nr, 11 der Fmanerkennungsbescheid aufge—

hoben und die Rente von Ende Januar 1955 an entzogen

wurde, weil es sich be} dem Leiden des Klägers um

eine anlagebedingte Wirbelsäulenverbiegung handele°

Nach erfolglos verlaufenem Einspruchsverfahren hat

der Kläger beim damaligen Oberversicherungsamt M

Berufung eingelegt, die als Klage auf das Sozialm

gericht (SG,) Münster übergegangen ist, Das SG° hat
durch Urteil vom 30, Juni 1954 den Berichtigungsbescheid

aufgehoben und den Beklagten verurteilt, dem Kläger

weiterhin Rente zu gewähren, und zwar vom 1, Oktober

1950 an nach einer MdB° um 40 VOH„ da der Kläger

beruflich besonders betroffen sei: Ziff„ 26 der SVA

Nr, 11 sei im Zeitpunkt der Bescheiderteilung nicht

mehr geltendes Recht gewesen, da sie durch die Vor—

schriften des BVG abgelöst werden sei,_Gegen diese

Entscheidung hat der Beklagte beim Landessozialge—

richt (LSGO) Nordrhein—Westfalen in Essen Berufung
eingelegt, Er hat während des Berufungsverfahrens

unter dem 15° Februar 1957 einen weiteren, auf 5 41
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) gestützten

Berichtigungsbescheid erteilt, Das LSG, hat durch

Urteil vom 18° September 1957 die Berufung zurückge—

wiesen und den Berichtigungsbescheid vom 15, Februar

1957 aufgehoben: Der Bäscheid
vom 290 Dezember 1952

sei schon deshalb rechtswidrig, weil Ziff„ 26 der SVA

Nr, 11 auf Bescheide, die
nach dem BVG erteilt worden

seien, keine Anwendung mehr finden könne° Deshalb könne

es auch dahingestellt b■eiben, ob der Bescheid nicht

auch deswegen rechtswidrig sei, weil seine Zustellung

innerhalb der in Ziff° 26 der SVANr, 11 genannten Frist
(31,12,1952) nicht nachzuweisen sei, die Zustellung
aber innerhalb dieses Zhitraums erfolgt sein müsse,

Der nach @ 96 des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) Gegen—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..4...

Stand des Berufungs?erfahrens gewordene Bescheid vom
15„ Februar 1957, der den Bescheid vom 29° Dezember
1952 — wenn auch mit anderer zeitlicher Wirksamkeit —
ersetze, sei ebenfalls aufzuheben° Wenn auch nach den

neueren ärztlichen Gutachten ein erheblicher Zweifel

an der Richtigkeit der früheren Entscheidungen bestehe,

so habe das Berufungsgericht doch angesichts dcrfrüheren

ärztlichen Beurteilungen und der langen Behandlung in der

Fachabteilung des Lazaretts nicht die alle Zweifel aus—
schließende Gewißheit gewinnen können, daß alle früheren

Fachärzte geirrt hätten„ Die tatsächlichen Feststellungen

des SG° zur Frage des besonderen beruflichen Betroffen—

seins und die sich daraus ergebende Verurteilung zur

Zahlung einer höheren Rente um 40 V„H„ habe der Beklagte

in der Berufung nicht angegriffen, so daß das Urteil in—

soweit nicht zu überprüfen sei° Das LSG° hat die Revision

zugelassen, ' ‘

Gegen dieses am 16„ Oktober 1957 zugestellte Urteil hat

der Beklagte mit einem am 12° November_1957 beim Bundes—

sozialgericht (BSG„) eingegangenen Schriftsatz Revision

eingelegt und beantragt, ‘

unter Abänderung der Urteile des LSGO Nordrhein—

Westfalen vom 18° September 1957 und des SG° in

Münster vom 30„ Juni 1954 die Klage unter Einbe—

ziehung auch des Bescheides vom 15° Februar 1957

abzuweisen°

“In der am 14° Januar 1958 beim BSG° eingegangenen

Revisionsbegründung rügt der Beklagte Verletzung des

-ä 41 VeerG° Dem Urteil des LSG„ liege — wenn dies auch

nicht ausdrücklich ausgesprochen werde — die Auffassung

zugrunde, jede auch nur theoretische Möglichkeit, daß

ein Bescheid im Zeitpunkt seines Erlasses doch richtig

gewesen sei, stehe einer Berichtigung nach @ 41 VeerG

entgegen, Dieser Maßstab sei aber zu streng; es müsse

_5..
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ausreichen, daß eine Berichtigung von der an Gewißheit

grenzenden Überzeugung gen
der Unrichtigkeit des Be—

scheides getragen werdet Bei diesem Maßstab habe das

LSG° schon bei dem jetzigen Stand der Sachaufklärung

zu einer Bestätigung des Bescheides vom 15° Februar 1957

gelangen müsseno

Der Kläger beantragt,

die Revisibn des Beklagten als unbegründet
zurückzuweisen„

Die Rüge des Beklagten beschränke sich auf eine Ver—

letzung des @ 41 VeerGr Die Frage, inwieweit Ziff„ 26

der SVA Nr„ 11 anwendbar sei‚ könne daher nicht mehr

nachgeprüft werden°
Die!Rüge richte sich letztlich gegen

die Überzeugungsbildung des Berufungsgerichts, die sich

aber hier der
Nachprüfung

des Revisionsgerichts ent—

ziehe, weil sie sich innerhalb der Grenzen des Über—

zeugungsspielraums halteo—

Die durch Zulassung sta■thafte Revision (@ 162 Abs„ 1

Nr° 1 SGG) ist form— und fristgerecht eingelegt und
begründet werden (@ 164 SGG)‚ sie ist daher zulässivo

Die Revision ist auch begründete

Der Beklagte hat zwar nur die Verletzung des @ 41 VeerG

ausdrücklich gerügt° Das angefochtene Urteil ist jedoch

schon deshalb
materiell—Eechtlieh

in vollem Umfang zu

überprüfen, weil sich die Revision dem gestellten Antrag

nach nicht nur gegen die Entscheidung des LSG„ über den

Bescheid vom 150
Februar‘1957‚

sondern auch gegen die

Entscheidung über den Bescheid vom 29„ Dezember 1952

richtete

Die Überprüfung des angefochtenen Urteils mußte zu seiner

Aufhebung und zur
Zurückherweisung

der Sache an das LSG„
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zur erneuten Verhandlung und Entscheidung führen°

Bei der Entscheidung über den Bescheid vom 299 De—

zember 1952 ist das Berufungsgericht einmal insofern

von einer unrichtigen Rechtsauffassung ausgegangen,

als es die Ziff° 26 SVA Nr° 11 auf einen nach dem BVG

erteilten Bescheid für nicht mehr anwendbar gehalten

und den Berichtigungbescheid schon aus diesem Grunde

für rechtswidrig angesehen hat; denn auf Grund der

Ziff, 26 SVA Nr„ 11 konnten auch Bescheide nach dem

BVG, die während ihres zeitlichen Geltungsbereichs

— also bis zum 310 Dezember 1952 — erteilt worden sind,

berichtigt werden (vgl„ BSG° 7 S, 8 ff„)„ Der angefoch—

tene Bescheid ist auch nicht etwa deshalb fehlerhaft,

weil nur der Bescheid nach dem BVG, nicht aber auch

der SVD—Bescheid vom 23, August 1950 berichtigt worden

ist° Soweit in dem SVD—Bescheid über die Frage des ur—

sächlichen Zusammenhangs einer Gesundheitsstörung mit

einem schädigenden Vorgang im Sinne des 9 1 BVG ent—

schieden ist, hat dies allerdings zur Folge, daß diese

Entscheidung — solange ihrerseits nicht aufgehoben —
auch für die Entscheidung nach dem BVG rechtsverbindlich

(@ 85 Abs° 1 BVG) und diese deshalb insoweit nicht "un—

richtig" ist, Die in dem angefochtenen Bescheid durchge—

führte Berichtigung erstreckt_sich aber nicht nur auf den

Zusammenhang zwischen dem schädigenden Vorgang (Unfall)

und der Gesundheitestörung (Bruch der Wirbelsäule),

sondern auch auf das Vorliegen der bisher angenommenen

Folgen (Bruch der Wirbelsäule) überhaupt, Die Bindungs—
‘wirkung des 5 85 BVG erfaßt jedoch weder den schädigenden
Vorgang noch die Folge selbst, sondern lediglich ihre

Verknüpfung miteinander (vglo BSG, in SozR„ BVG @ 85
Bl() Ca 6 Nr° 10)° Das LSG° hat ferner übersehen, daß auch

nach dem 31" Dezember 1952 eine Rechtsgrundlage für die

Berichtigung bestanden hat° Zwischen dem 1, Januar 1955

und dem 1° April 1955 (dem Inkrafttreten des VeerG)
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war eine Rücknahme begünstigender, aber fehlerhafter

Verwaltungsakte nach den Grundsätzen des allgemeinen

Verwaltungsrechts möglich (vglo, auch über die Voraus—

setzungen einer Berichtigung auf dieser Grundlage, BSG,

8 s, 11 1T£7 sowie das Urteil vom 11,6,1959 im SozR„
SVA Nr, 11 Allgo Bl, Ca\3 Nr° 7)° Das LSG° hätte des—

halb zunächst prüfen müssen, nach welcher dieser beiden

Rechtsgrundlagen der angefochtene Bescheid zu beurteilen

ist° Das Revisionsgericht kann diese Prüfung mangels

ausreichender Feststellungen nicht selbst vornehmen,

Maßgebend für die Beurteilung des angefochtenen Be—

scheides ist das Recht, das im Zeitpunkt seines Er—

lasses gegolten hat (vgl° Urteil des erkennenden Senats

in BSG,6 so 288, ferner BSG,7 s„ s)„ "Erlassen" ist
ein Bescheid, wenn er

däm
Empfänger bekanntgegeben oder

zugestellt werden ist und nicht schon, wenn er fertige

gestellt und unterschrieben ist (vgl„ Nebinger, Verwal_

tungsrecht, Alle° Teil, 2° Auflo S, 221), Dies muß auch

dann gelten, wenn sich zwischen dem Ausfertigen und

Absenden des Bescheides und seinem Zugehen die Rechts—

grundlage geändert hat eher
weggefallen ist° Diese Auf—

fassung rechtfertigt sich dadurch, daß ein Verwaltungs—

akt erst mit seinem
Erla&

rechtswirksam wird und in

diesem Zeitpunkt nur das Recht wirken kann, das ganz

allgemein zu diesem
ZeitEunkt

gilto Feststellungen

darüber, wann der Bescheid dem Kläger zugegangen ist,

hat das LSG, aber von
seiner Rechtsansicht aus für ent—

behrlich gehalten und daher nicht getroffen, Sie sind

jedoch wie dargelegt nicht entbehrlicho Es fehlen somit

die Feststellungen, die eine Entscheidung ermöglichen,

ob sich die Voraussetzungen der Bescheiderteilung vom

5, Februar 1952 entweder im Sinne der Ziff„ 26 der SVA

Nr° 11 oder im Sinne der Grundsätze des allgemeinen

Verwaltungsrechts als unzutreffend erwiesen haben°

Voraussetzung der damaligen Bescheiderteilung war die
Annahme, der Unfall beim Geschützabladen habe zu einem
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Bruch der Wirbelsäulé geführt° Das ISG° hat seine dies—

‚ bezüglichen Feststellungen lediglich im Hinblick auf
5 41 VeerG, nicht aber auch bezüglich der Ziff„ 26

SVA Nr° 11 oder der Grundsätze des allgemeinen Verwalé

tungsrechts getroffene Das BSG° kann auch hierzu eine

Entscheidung nicht selbst treffen; denn damit würde es
in das Recht der Tatsacheninstanz, nach der freien?

aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen rich—

terlichen Überzeugung zu entscheiden (@ 128 SGG), ein—

greifen (vgl° BSG°4 S„ 147 17427)„ “ ’

“Das angefochtene Urteil war deshalb schon aus diesen

Gründen aufzuheben und zur erneuten Verhandlung und

“Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen

(% 170 Abs" 2 SGG)° Deshalb erübrigte sich ein Eingehen_

auf die Frage‚ ob den Ausführungen, die das LSG° bei

seiner Entscheidung über den nach 5 41 VeerG erteilten

Bescheid gemacht hat, — wenn auch nur mittelbar — zu

entnehmen ist, ob es hinsichtlich des Begriffs "außer

Zweifel" unrichtig im Sinne des @ 41 VeerG die Anfor—

derungen an die Überzeugungsbildung überspannt hat„

Es ist insoweit lediglich auf die inzwischen zu diesem

Begriff ergangene Rechtsprechung des BSG° (vgl° insbe—

sondere BSG„6 8° 106 ÄT027) zuverweisen° Im übrigen
‘wird sich auch erst nach der erneuten Entscheidung des

Berufungsgerichts über den Bescheid vom 29° Dezember 1952

feststellen lassen, ob und in welchem Maße der spätere

Bescheid nach 5 41 VerWVG den früheren Bescheid er—

setzen soll° Ebenfalls konnte dahingestellt bleiben?

ob ein möglicherweise von Amts wegen zu beachtender

Verfahrensmangel darin zu erblicken ist, daß das LSGO

das Urteil des se„ nicht auch insoweit überprüft hat?
als in ihm dem Kläger Rente nach einer MdB° um 40 v„Ho

vom 10 Oktober 1950 an zugesprochen worden isto Das

Berufungsgericht wird sich mit der Frage, inwieweit

das Urteil des LSG° angefochten und zu überprüfen ist,
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bei der erneuten Entscheidung unter Beachtung der

gestellten Anträge gegekenenfalls nochmals zu be—

schäftigen habeno

Die Kostenentscheidung ®leibt dem Schlußurteil vor—
behalten‚
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